
 

 

Zug, 21. November 2003 
 
 
SKOS-Studie Existenzsicherung im Föderalismus: 
Position der Städteinitiative Sozialpolitik 
 
 
Alarmierende Systemfehler und Ungleichheiten 
Die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) hat im Februar 2003 die 
Studie "Existenzsicherung im Föderalismus der Schweiz" veröffentlicht. (Die 
wichtigsten Ergebnisse in Kürze: siehe Anhang 1). Die Studie untersucht die 
Existenzsicherung von armutsgefährdeten Haushaltstypen. Armutsgefährdet 
heisst, dass die Nettoeinkommen der Haushalte knapp über der Armutsgrenze 
der SKOS liegen und folglich kein Anspruch auf Sozialhilfe geltend gemacht 
werden kann. Ausgangspunkt war dasselbe Erwerbseinkommen für vier Fallty-
pen in allen 26 Kantonshauptstädten. Durch Hinzurechnung der Sozialtransfers 
und Abzug der Fixkosten wurden die effektiv verfügbaren Einkommen ermittelt.  
 
Die Studie weist markante Differenzen der verfügbaren Einkommen zwischen 
den Kantonshauptorten aus. Sie können jährlich bis zu 21 759 Franken aus-
machen. Diese interkantonalen Unterschiede sind so gross, dass sie mit dem 
Föderalismus, regional ausgeprägten Wirtschaftsstrukturen und kantonal unter-
schiedlichen Regelungen der Existenzsicherung nicht nachvollziehbar erklärt 
werden können. Die Ungleichheiten werden bewirkt durch Unterschiede der: 

• Krippenkosten 
• der Alimentenbevorschussung 
• der Prämienverbilligung für Krankenversicherung  
• der Mietkosten und der Wohnbaupolitik 
• der Steuerbelastung 
• Sozialleistungen an einkommensschwache Familien  

 
Der Umzug in einen anderen Kanton kann bewirken, dass ein Haushalt bei 
gleichbleibendem Erwerbseinkommen dort sozialhilfeabhängig wird. Armut ist 
auch eine Frage des Wohnortes: Dies wirft grundsätzliche Fragen auf. 
 
Äusserst alarmierend ist die Tatsache, dass sich Erwerbsarbeit nicht überall 
lohnt. Wo das verfügbare Einkommen eines Haushaltes infolge Zusatzverdienst 
durch Teilzeitarbeit der Frau nicht zunimmt, sondern kleiner wird, liegen grobe 
Systemfehler und dringender Handlungsbedarf vor.  
 
Geringe Einkommensschwankungen haben oft grosse Auswirkungen auf die 
Gewährung von Sozialtransfers, die Besteuerung und somit auf das verfügbare 
Einkommen. Es braucht nicht viel, bis einkommensschwache Haushalte unter  
die Armutsgrenze fallen. Diese Armutsfalle führt zu hohen sozialen und volks-
wirtschaftlichen Folgekosten. 
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Existenzsicherung in den Kantonen: Querschnittaufgabe mit Steue-
rungsbedarf  
Den eigentlichen Handlungsbedarf sieht die Städteinitiative Sozialpolitik auf 
Kantonsebene. Dieser beschränkt sich indessen nicht auf die Sozialpolitik: 
Die SKOS-Studie hat deutlich gemacht, dass Existenzsicherung eine Quer-
schnittaufgabe ist und politische Steuerung braucht. Nicht nur innerhalb der 
einzelnen Kantone ist eine Politik der Existenzsicherung notwendig. Auch 
interkantonal fehlt es an Koordination und Harmonisierung. 
 
Dank der SKOS-Studie wird nun erstmals zur Kenntnis genommen, dass die 
verschiedenen Instrumente, die für sich allein besehen gut funktionieren, in 
ihrer Wechselwirkung negative Effekte für die Existenzsicherung haben 
können. Es ist deutlich geworden, dass es eine Gesamtsicht auf kantonaler 
Ebene braucht. Das ist neu und erfordert einen Lernprozess von allen Betei-
ligten, denn die Interaktion zwischen fiskal- und sozialpolitischen Faktoren 
ist äusserst komplex und im Föderalismus von Kanton zu Kanton verschieden.  
 
Entscheidend wird künftig sein, dass Teilreformen unter Berücksichtigung 
der übrigen Instrumente und Rahmenbedingungen der Existenzsicherung 
erfolgen. Bei Gesetzesrevisionen müssen die Auswirkungen auf andere 
Systeme vorgängig analysiert werden. Entscheide sollen erst getroffen wer-
den, wenn Kenntnisse über Vollkosten und Nettowirkungen vorliegen. Dabei 
sind insbesondere auch die Auswirkungen von Änderungen in den vorgela-
gerten Systemen auf die Sozialhilfe mit zu berücksichtigen. Nur so kann  
das ineffiziente und wenig nachhaltige Sparen von einer Kasse zu Lasten 
einer anderen - letztlich der Städte und Gemeinden - vermieden werden.  
 
In diesem Zusammenhang sind die Empfehlungen der SODK  zur 
Ausgestaltung der Sozialhilfe in den Kantonen im Anschluss an den OECD-
Bericht "Sozialhilfe in der Schweiz und in Kanada" vom 21.9.2000 auch 
heute noch gültig. Die Städteinitiative Sozialpolitik unterstützt insbesondere 
folgende Forderungen: 
 

• Den Kantonen wird empfohlen, die Harmonisierung und Koordination 
der bedarfsabhängigen Leistungen anzustreben. 

• Der Bund wird eingeladen, die Grundsätze dieser Harmonisierungs- 
und Koordinationsbestrebungen bei den bedarfsabhängigen Leistungen 
mit Bundesbeteiligung zu berücksichtigen.  

• Die Finanzdirektorenkonferenz (FDK) ist eingeladen, die kantonalen 
Steuersysteme gemeinsam nach allfälligen Hindernissen zur berufli-
chen Integration zu überprüfen.  

 
Die Auswirkungen der festgestellten Systemfehler sind für die Städte besonders 
gravierend. Deshalb lädt die Städteinitiative Sozialpolitik die SODK ein, in Ko-
operation mit der SKOS, den Städten und Gemeinden die Interpretation der 
Ergebnisse aus der SKOS-Studie gemeinsam weiter zu bearbeiten zu folgen-
den Themen: 
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• Harmonisierung und Koordination der Existenzsicherung 
• Verschiebung von strukturellen Risiken an die Sozialhilfe 
• qualitatives Benchmarking interkantonal 
• Steuerbefreiung des Existenzminimums. 

Ziel sollte sein, konkrete Massnahmenempfehlungen an die Adresse der Kan-
tone zu entwickeln. Ein Instrument mit grossem Harmonisierungsbedarf ist un-
ter anderen die äusserst unterschiedlich geregelte Alimentenbevorschussung.  
 
Existenzsicherung auf Bundesebene 
Gesamtschau Soziale Sicherheit 
Die Existenzsicherung im Föderalismus ist eng verknüpft mit dem System 
der Sozialen Sicherheit auf Bundesebene. Auch hier braucht es eine Ge-
samtschau. Die politisch Verantwortlichen haben die Frage zur Zukunft der 
Sozialen Sicherheit nach Erscheinen der IDA-FiSo-Berichte auf die Sozial-
versicherungen fokussiert und auf Leistungsumfang und Finanzierbarkeit 
beschränkt. In der aktuellsten Debatte geht es um die Altersvorsorge, also 
die Anpassung der Sozialwerke an den demographischen Wandel. Zu wenig 
berücksichtigt werden:  

• die Anpassung der Sozialversicherungen an den wirtschaftlichen und 
sozialen Wandel und damit an neu entstandene strukturelle Armutsrisi-
ken  

• eine bessere Koordination zwischen den Sozialversicherungen 
• die Koordination von Sozialversicherungen, Bedarfsleistungen des 

Bundes und der Sozialhilfe 
• die Gesamtwirkung von Gesetzesrevisionen auf parallele und nachge-

lagerte Systeme 
• der vertikale und horizontale Lastenausgleich im Sozialbereich. 

 
Der Schweizerische Arbeitgeberverband, der Schweizerische Städteverband 
und die Städteinitiative Sozialpolitik haben deshalb im Frühjahr 2003 den 
Bundesrat eingeladen, die längst überfällige Grundsatzdiskussion auf sach-
licher Grundlage in Gang zu setzen. Der Bundesrat solle die Erarbeitung 
einer Gesamtschau Soziale Sicherheit in Auftrag geben und dabei die Fe-
derführung übernehmen. Eine nationale Projektorganisation solle zur Beglei-
tung der Weiterentwicklung der Sozialen Sicherheit eingesetzt werden und 
sicherstellen, dass die verschiedenen Interessen von Bund, Kantonen, Ge-
meinden, Städten, Wirtschaft und Sozialpartnern frühzeitig und besser ab-
gestimmt werden.  
 
In seiner Antwort bestätigt der Bundespräsident den Reformbedarf, sieht 
aber von der Einsetzung einer Projektorganisation ab und betont mit Hin-
weis auf den NFA, dass nötige Reformen innerhalb der einzelnen Sozialver-
sicherungen vorgenommen werden können.  
 
Die Städteinitiative Sozialpolitik vertritt hingegen nach wie vor die Meinung, 
dass eine Gesamtschau – nicht etwa ein radikaler Systemwechsel – für die 
langfristige Zukunft der Sozialen Sicherheit notwendig ist. Eine einseitige 
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Beschränkung der Debatte auf den finanziellen Lastenausgleich (NFA) wird 
der komplexen Problemstellung nicht gerecht. Die Ergebnisse der SKOS-
Studie stützen die Forderung der Städteinitiative Sozialpolitik, indem deut-
lich geworden ist, dass die verschiedenen, an der Existenzsicherung betei-
ligten Systeme nicht einzeln, sondern in ihrer Wechselwirkung betrachtet 
werden müssen. Das gilt für alle Ebenen: Bund, Kantone und Gemeinden. 
 
Aus diesem Grund unterstützt die Städteinitiative Sozialpolitik die Forderung 
der SKOS nach einem nationalen Aktionsplan zur Armutsbekämpfung ana-
log anderen europäischen Ländern.  
 
Bundesrahmengesetz Existenzsicherung: Ja, aber keine Nivellierung nach 
unten! 
Ausgangspunkt der SKOS-Studie war die Frage: Braucht es ein Bundes-
rahmengesetz zur Existenzsicherung in der Schweiz? Die Städteinitiative 
Sozialpolitik schliesst sich der Stellungnahme der SKOS an und vertritt die 
Meinung, dass ein Bundesrahmengesetz längerfristig dazu beitragen könn-
te, die grossen Unterschiede der Existenzsicherung zwischen den Kantonen 
zu verkleinern.  
 
Es besteht allerdings die latente Gefahr, dass vor allem in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten sichtbare und transparente Saldovergleiche zu einer 
Leistungsnivellierung nach unten führen könnten. Eine Nivellierung nach 
unten darf auf keinen Fall erfolgen. Auch darf in Lastenausgleichsdiskussio-
nen nicht ein zu tief angesetzter "Normwert" die Grundlage für Ausgleichs-
zahlungen sein. Es gilt festzuhalten, dass ein Bundesrahmengesetz die Ba-
sis definieren muss für Leistungen, die eine soziale Existenz und damit eine 
Teilhabe am sozialen Leben erlauben.  
 
Die Städteinitiative Sozialpolitik hat bereits 1999 gefordert: Es braucht ein 
Bundesrahmengesetz, welches das verfassungsmässige Recht auf «Hilfe in 
Notlagen» konkretisiert. Auf Bundesebene läuft zur Zeit wenig. Die Städte-
initiative Sozialpolitik wird deshalb mit Interesse die konzeptionellen Vorar-
beiten der SKOS zum Thema Bundesrahmengesetz Existenzsicherung ver-
folgen. Die SODK wird eingeladen, aktive Schritte auf Kantonsebene einzu-
leiten. 
 
Existenzsicherung nicht an die Sozialhilfe delegieren! 
Die Rolle der Sozialhilfe muss überprüft werden. Ein Bundesrahmengesetz 
zur Existenzsicherung darf die aktuelle Funktion der Sozialhilfe nicht unbe-
sehen fortschreiben. Heute werden die Folgen struktureller Risiken vermehrt 
von der Sozialhilfe gedeckt. Dies, obwohl die eigentliche Aufgabe der Sozi-
alhilfe als letztes Netz der Sozialen Sicherheit die vorübergehende, indivi-
duelle Hilfe in Notlagen ist. Die Sozialhilfe kann zudem der Rückerstattungs- 
und der Verwandtenunterstützungspflicht unterliegen. Sie wird subsidiär 
ausgerichtet, das heisst, dass praktisch alle eigenen Mittel ausgeschöpft 
sein müssen, bis ein Anspruch geltend gemacht werden kann. 
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Die Sozialhilfe fängt die Systemfehler in den vorgelagerten Sozialleistungen 
auf und übernimmt in vielen Fällen die Existenzsicherung. Kinder haben, 
Arbeiten im Tieflohnbereich und Langzeitarbeitslosigkeit sind strukturelle 
Risiken, die heute an die Sozialhilfe delegiert sind. Entsprechend wachsen 
innerhalb der Sozialhilfebezüger/-innen die Gruppen der Kinder und Jugend-
lichen, der working poor und der ausgesteuerten Erwerbslosen. Der Ar-
beitsmarkt segmentiert: Längst nicht mehr alle können ihren Lebensunter-
halt mit Erwerbsarbeit verdienen - nicht existenzsichernde Löhne müssen 
zunehmend durch Sozialhilfe ergänzt werden. Dass der Staat via Steuergel-
der der Sozialhilfe die Wirtschaft subventioniert, wirft wirtschafts- und 
staatspolitische Fragen auf. Eine Diskussion dieser Fragen steht noch aus.  
 
Familienpolitik: wichtiger Pfeiler der Existenzsicherung 
Ende 2001 hat die Städteinitiative Sozialpolitik die "Postulate zur Familien-
politik 2001 – Das 4-Säulenmodell" verabschiedet. (Das Wichtigste in Kürze: 
siehe Anhang 2). Die Städteinitiative Sozialpolitik setzt sich im Rahmen der 
Perspektive Familienpolitik (Eidgenössische Koordinationskonferenz für Fa-
milienfragen EKFF, SKOS, Städteinitiative Sozialpolitik, Pro Familia, Pro Ju-
ventute) für eine Familienpolitik ein, die den heutigen sozialen und gesell-
schaftlichen Anforderungen gerecht wird. Das postulierte verfolgte 4-Säulen-
modell Familienpolitik umfasst unter anderem Ergänzungsleistungen für ein-
kommensschwache Familien. Die Städteinitiative Sozialpolitik begrüsst es 
als Mitglied der Perspektive Familienpolitik ausdrücklich, dass auch die 
SODK sowie – gemäss Vernehmlassung der SODK bei den Kantonen - 18 
von 26 Kantonen für Bedarfsleistungen an einkommensschwache Familien 
nach dem Muster des Bundesgesetzes über  Ergänzungsleistungen eintre-
ten. I 
 
Lernen von anderen 
Wallis, Genf und Tessin 
Die Kantone Wallis, Genf und Tessin verfolgen als einzige Kantone den 
Ansatz einer gesteuerten Politik der Existenzsicherung. Daneben verfügen 
sie über zusätzliche bedarfsabhängige Sozialleistungen, die einen wichtigen 
Beitrag zur Existenzsicherung leisten. Das Konzept eines modernen Famili-
enlastenausgleichs ist in diesen Kantonen bereits weit entwickelt. Die Steu-
erpolitik des Kantons Wallis belegt, dass adäquate Zweitverdienerabzüge 
echte Anreize zur lohnenden Erwerbsarbeit sein können. Die Entwicklung 
dieser Kantone sollte also von der übrigen Schweiz verfolgt und die Über-
nahme bzw. Anpassung der Rahmenbedingungen unter Berücksichtigung 
der Kostenfolgen geprüft werden. 
 
Modellkanton Tessin 
Die Städteinitiative Sozialpolitik unterstützt auch die Forderung der SODK, 
die Kantone über das Harmonisierungs- und Koordinationsgesetz des Kan-
tons Tessin in Kenntnis zu setzen. Das kantonale Gesetz über die Harmoni-
sierung und Koordination der Sozialleistungen ist seit 1. Februar 2003 in 



 

 6 

Kraft. Es hat Modellcharakter und könnte für andere Kantone richtungswei-
send sein.  
 
Hauptziel des Tessiner Gesetzes ist die Armutsprävention, das heisst die 
Gewährleistung eines sozialen Existenzminimums für alle Haushalte, ohne 
dass Sozialhilfe beansprucht werden muss. Damit erhält die Sozialhilfe ihre 
ursprüngliche Funktion als letztes Netz für temporäre Notlagen zurück. Der 
Kanton Tessin hat als erster Kanton ein Instrument geschaffen, welches das 
Zusammenspiel verschiedenartiger Subventionen und Leistungen organi-
siert und nach gemeinsamen Definitionen und Berechnungsregeln festlegt.  
 
Der Kanton Genf ist daran, ein Projekt zur Harmonisierung der Sozialleis-
tungen auszuarbeiten. 
 
Erwerbsarbeit muss sich lohnen! 
Es gilt, Systemfehler zu beheben und Armutsfallen aus dem Weg zu räu-
men, so dass Einzelpersonen und Familien in jedem Kanton die Chance 
haben, ihre Existenz durch Erwerbsarbeit eigenständig zu bestreiten. Er-
werbsarbeit muss sich lohnen!  
 
Für die Existenzsicherung der working poor-Haushalte ist heute in erster 
Linie die Sozialhilfe zuständig. Hier gibt es wenig materielle Anreize, wirt-
schaftlich eigenständig zu bleiben. Gemäss SKOS-Studie kann nur in weni-
gen Kantonshauptorten von einer eigentlichen Anreizpolitik die Rede sein.  
 
In der Sozialhilfe werden zur Zeit verschiedene Anreizmodelle erprobt. Deren 
Wirksamkeit wird evaluiert – die Ergebnisse liegen allerdings noch nicht vor. Die 
Städteinitiative Sozialpolitik stimmt mit der SKOS in der Feststellung überein, 
dass für eine echte Anreizpolitik die vorgelagerten Sicherungssysteme ent-
scheidender sind als die Sozialhilfe. Die SKOS-Studie hat deutlich gemacht, 
dass die Anreizdebatte neu und differenzierter geführt werden muss. Anreize 
sollten sich indessen nicht nur auf monetäre Aspekte beschränken, sondern 
auch nicht-monetäre Anreize umfassen. Es sollten einerseits Anreize für Er-
werbsarbeit gesetzt, andererseits auch die Wahrnehmung von Eigenverantwor-
tung durch ein differenziertes Angebot von Nischenarbeitsplätzen (Ergänzender 
Arbeitsmarkt) verlangt werden. Wichtig ist, rechtzeitig den individuellen Bera-
tungs-, Förder- und insbesondere Bildungsbedarf zu klären. Die Anreizdiskussi-
on soll  keineswegs nur einkommensschwache und arme Haushalte umfassen. 
Auch der Mittelstand ist in diese neue Sichtweise einzubeziehen. Die Städteini-
tiative Sozialpolitik wird nach Vorliegen der Evaluationsergebnisse zu den An-
reizmodellen mit einer Tagung ihren Beitrag zur Debatte leisten. 
 
Anreize zur Aufnahme einer Erwerbsarbeit können nicht allein in der Sozial-
hilfe gesetzt werden. Hierzu braucht es ein koordiniertes Zusammenspiel 
aller Instrumente der Existenzsicherung. Die fiskal- und sozialpolitische so-
wie arbeitsmarktliche Massnahmen in den Kantonen müssen so aufeinander 
abgestimmt werden, dass ein Anreiz geschaffen wird, zusätzliches Er-
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werbseinkommen zu erzielen. Nur so kann dem Verfassungsartikel BV Arti-
kel 41 lit.d, dass "Erwerbsfähige ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu an-
gemessenen Bedingungen bestreiten können" auf Bundes- und Kantons-
ebene Rechnung getragen werden.  
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Anhang 1 
 
SKOS-Studie Existenzsicherung im Föderalismus der Schweiz 
Das Wichtigste in Kürze (vgl. ZeSo 1/2/2003) 
 
Die Untersuchung arbeitet mit drei Falltypen:  
Falltyp 1: Allein Erziehende mit 31/2-jährigem Kind 
Beim Falltyp 1 handelt es sich um eine geschiedene Frau im Alter von 30 Jahren mit 
einer Tochter von 31/2 Jahren (Vorschulalter). Der Frau wurden im Scheidungsurteil 
Alimentenzahlungen zugesprochen (Fr. 500.- /mtl. für die Frau; Fr. 700.-/mtl. für das 
Kind), die vom Pflichtigen aber nicht bezahlt werden. Frau und Kind leben in einer 3-
Zimmerwohnung. Die Frau ist 100% erwerbstätig als gelernte Verkäuferin im Detail-
handel und verdient in der Grundvariante 3'100.-/mtl. (netto) respektive inkl. 13. 
Monatslohn Fr. 40'300.-/Jahr (netto). Infolge ihrer Erwerbstätigkeit ist die Frau tags-
über auf eine familienergänzende Betreuung für ihre Tochter angewiesen (Ganzta-
gesangebot). Sie wohnt seit 5 Jahren am selben Ort. Die Frau besitzt kein Vermö-
gen. 

Beim Falltyp 1 beträgt die Differenz zwischen dem kleinsten und dem gröss-
ten verfügbaren Einkommen in der Grundvariante Fr. 21'759.-/Jahr. Im Ma-
ximalfall verbleiben der Frau 90.1% (Sitten) des Ausgangseinkommens; im 
Minimalfall nurmehr 36.1% (Stans). Die grosse Differenz beim verfügbaren 
Einkommen wird primär durch Unterschiede bei den Sozialtransfers bzgl. 
Alimentenbevorschussung und sekundär bezüglich Krippenkosten bewirkt. 
 

Falltyp 2a: Familie mit 2 Kindern (ohne Teilzeiterwerb der Frau) 
Beim Falltyp 2a handelt es sich um ein 30-jähriges Ehepaar mit zwei Kin-
dern im Alter von 5 und 3 Jahren. Die Ehefrau besorgt den Haushalt und die 
Kinderbetreuung, der Ehemann ist zu 100% erwerbstätig im Gastgewerbe 
und verdient in der Grundvariante Fr. 3'600.-/mtl. (netto) respektive inkl. 13. 
Monatslohn Fr. 46'800.-/Jahr (netto). Die Familie wohnt seit 5 Jahren am 
selben Ort in einer 4-Zimmerwohnung. Sie besitzt kein Vermögen. 
 
Falltyp 2a: Familie mit 2 Kindern (mit Teilzeiterwerb der Frau) 
Beim Falltyp 2a handelt es sich um ein 30-jähriges Ehepaar mit zwei Kin-
dern im Alter von 5 und 3 Jahren. Die Ehefrau besorgt den Haushalt und die 
Kinderbetreuung, der Ehemann ist zu 100% erwerbstätig im Gastgewerbe 
und verdient in der Grundvariante Fr. 3'600.-/mtl. (netto) respektive inkl. 13. 
Monatslohn Fr. 46'800.-/Jahr (netto). Die Ehefrau geht einer Teilzeitbeschäf-
tigung nach, die ihr einen Lohn von netto Fr. 500.-/mtl. (ohne 13. Monats-
lohn) einbringt. Die Familie wohnt seit 5 Jahren am selben Ort in einer 4-
Zimmerwohnung. Sie besitzt kein Vermögen. 
Beim Falltyp 2a ist die Spannweite zwischen dem niedrigsten und dem 
höchsten verfügbaren Einkommen geringer, da hier im Vergleich zu Falltyp 
1 zwei Budgetposten wegfallen (Alimentenbevorschussung und Krippenkos-
ten). Trotzdem ergibt sich aber in der Grundvariante auch bei diesem Falltyp 
ein Range von 14'583.-/Jahr. Während der Familie im Maximalfall 81.7% 
des Ausgangseinkommens verbleiben (Bellinzona), sind es im Minimalfall 
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noch 50.5% (Zürich). Die breite Streuung der verfügbaren Einkommen ist in 
diesem Falltyp in erster Linie auf die grossen interkantonalen Unterschiede 
in Bezug auf den Mietzins und die Zusatzleistungen (Unterhaltsbeiträge für 
Familien, Allocations sociales genevoises) zurückzuführen. Der Falltyp 2 
illustriert überdies das Gewicht kantonaler und kommunaler Leistungen, die 
v.a. Familien zugute kommen. Bisher existieren solche Unterhaltsbeiträge 
mit Ausnahme von Luzern schwergewichtig in der lateinischen Schweiz 
(Tessin, Genf, Wallis). Ähnliche Befunde können für den Falltyp 2b (Familie 
mit 2 Kindern mit Zuverdienst) gemacht werden. 
 
Falltyp 3: Alleinstehender mit Alimentenverpflichtungen 
Beim Falltyp 3 handelt es sich um einen geschiedenen, allein lebenden 
Mann im Alter von 35 Jahren. Er ist alimentenpflichtig gegenüber seiner von 
ihm geschiedenen Frau und den gemeinsamen Kindern, und zwar für die 
Ehefrau mit Fr. 200.-/mtl. und für die zwei Kinder im Alter von 7 und 10 Jah-
ren mit je Fr. 500.-/mtl. Der Mann ist zu 100% erwerbstätig im Reinigungs-
gewerbe und verdient in der Grundvariante Fr. 3'500.-/mtl. (netto) respektive 
inkl. 13. Monatslohn Fr. 45'500.-/Jahr (netto). Der Mann lebt seit 5 Jahren 
am selben Ort in einer 2-Zimmerwohnung. Er besitzt kein Vermögen. 
Beim Falltyp 3 (Alleinstehender mit Alimentenverpflichtungen) verringert sich 
die Zahl der Budgetposten nochmals, da auch noch die Kinder-/Familien-
zulagen wegfallen. Insgesamt kommt es also in diesem Falltyp zu einer im 
Vergleich zu den anderen Falltypen geringeren Anzahl von variierenden 
Budgetposten, was sich auch in einem entsprechend kleineren Range nie-
derschlägt. Dieser beträgt in der Grundvariante Fr. 6'329.-/Jahr. Im Maximal-
fall verbleiben dem Mann 41.2% des Ausgangseinkommens (Appenzell), im 
Minimalfall 27.3% (Zürich). Die Differenz wird hier, wie im Falltyp 2, primär 
durch die Unterschiede in der Mietbelastung erklärt. Die Mietzinsverbilligun-
gen, die in diesem Falltyp eigens im Kanton Genf aus-gerichtet werden, 
tragen signifikativ zu einer Erhöhung des verfügbaren Einkommens bei.  
 
 
Das verfügbare Einkommen im interkantonalen Vergleich 
(Grundvariante, pro Jahr, in Franken) 
 Falltyp 1 Falltyp 2a Falltyp 2b Falltyp 3 

Nettolohn 40'300.- 46'800.- 52'800.- 45'500.- 
Verfügbares 
Einkommen     

Durchschnitt 25'889.- 30'514.- 35'546.- 15'472.- 

maximal 36'290.- (Sitten) 38'241.- (Bellin.) 43'443.- (Sitten) 18'751.- (Appen.) 

minimal 14'531.- (Stans) 23'658.- (Zürich) 28'555.- (Basel) 12'422.- (Zürich) 

"Range" 21'759.- 14'583.- 14'888.- 6'329.- 
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Anhang 2 
 
Städteinitiative Sozialpolitik:  
Postulate zur Familienpolitik 2001- Das 4-Säulenmodell                                                      
Das Wichtigste in Kürze 
 
Familienarmut im Kennzahlenvergleich 2000 
Familienarmut ist noch immer zunehmend – die Sozialhilfezahlen alarmie-
ren: Fast jedes 10. Kind hat im Jahr 2000 mindestens einmal Sozialhilfe 
bezogen. Der familienpolitische Handlungsbedarf ist ausgewiesen. 
 
Die Vielfalt von Familienformen wird anerkannt 
Die Orientierung familienpolitischer Massnahmen am Zivilstand ist überholt. 
Eine offene Definition von „Familie“ anerkennt eine Vielfalt von Familienfor-
men und wird damit dem gesellschaftlichen Wandel gerecht. 
 
Familienpolitik ist Querschnittaufgabe 
Es braucht eine Kombination familienpolitischer Massnahmen: Existenzsi-
cherung, Betreuungs- und Förderungsangebote und Familienbesteuerung 
dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden. 
 
4-Säulenmodell für die Familienpolitik 
Das duale System (Steuerabzüge und Familienzulagen) wird mit Ergän-
zungsleistungen für einkommensschwache Familien und flankierenden 
Massnahmen ergänzt. 
 
Familienbesteuerung 
Nur mit dem Familiensplitting wird eine zivilstandsunabhängige Entlastung 
erreicht. Für einkommensschwache Familien sind alle Modelle der Familien-
besteuerung zu wenig wirksam. Deshalb braucht die Familienpolitik weitere 
Säulen. 
 
Familienzulagen 
Gefordert ist eine einheitliche bundesrechtliche Lösung auf einem Niveau, 
das eine spürbare Verbesserung bringt. 
 
Ergänzungsleistungen für einkommensschwache Familien 
Die Sozialhilfe ist nicht dafür konzipiert, strukturelle Risiken wie die Famili-
enarmut aufzufangen. In der Wirkungsanalyse haben sich Ergänzungsleis-
tungen als wirksames Instrument zur Armutsreduktion erwiesen. Bei der 
Definition der Anspruchsbedingungen sind die Erfahrungen des Tessiner 
Modells und der Städte einzubeziehen. Alle beteiligten Akteure sind zu ko-
ordinieren und die Kräfte zu bündeln. 
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Flankierende Massnahmen als 4. Säule der Familienpolitik 
• Eine Übersicht über bestehende Massnahmen und ein familienpolitisches 

Argumentarium für Lokalpolitiker/-innen wird erarbeitet. Das Inventar ist 
Instrument für ein Benchmarking im Sinne von gezieltem Wissensaus-
tausch unter den Städten. 

• Die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit wird gefördert. 
Betreuungseinrichtungen erhalten den Auftrag, die kindliche Entwicklung 
aktiv zu fördern. 

• Der Mutterschaftsschutz ist zu verwirklichen. Die vorgeschlagene Revisi-
on des Obligationenrechts ist eine kurzfristig realisierbare Minimallösung. 

• Für Kinder und Jugendliche, die in Armut aufwachsen, braucht es ver-
stärkte Integrationsmassnahmen. Das Chancenmodell für benachteiligte 
Jugendliche hat eine Ausgrenzung Jugendlicher vom Arbeitsmarkt zu 
verhindern. 

• Weitere Massnahmen: Lastenausgleich; Vernetzung in der Kinder- und 
Jugendpolitik; Mitsprache- und Gestaltungsrecht von Kindern und Ju-
gendlichen; Bereitstellen von Planungs- und Entscheidungsgrundlagen; 
aktive Information gegen hohe Dunkelziffern. 

 
 
 


